
Gerichts Auskunft über das Arbeitseinkommen zu er­
teilen, ist es möglich, daß die Gerichte ggf. auch schon 
vor Einleitung eines Verfahrens Feststellungen treffen 
können, ob sich z. B. wegen der Erhöhung des Arbeits­
einkommens eine Abänderungsklage in Unterhalts­
sachen rechtfertigt oder nicht. Damit können unnötige 
oder aussichtslose Klagen von vornherein vermieden 
werden.

Organisatorische Maßnahmen der Gerichte

Alle bisher erwähnten Maßnahmen erfordern neben 
prinzipieller ideologischer Klarheit über ihren Charak­
ter selbstverständlich auch einige organisatorische Vor­
aussetzungen, die von den Direktoren der Gerichte zu 
schaffen sind. Die Lösung der damit verbundenen Auf­
gaben hängt sowohl von der personellen Besetzung der 
Gerichte als auch von der weiteren Qualifizierung der 
betreffenden Mitarbeiter ab.
Mit der Entlastung von den Aufgaben der Zustellung 
und einem großen Teil der Sachpfändungen ist es mög­
lich, die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers besser als bis­
her in die gesamte gerichtliche Tätigkeit einzubeziehen. 
Einerseits können die dem Gerichtsvollzieher obliegen­
den Aufgaben — besonders Registrierung, Kostenberech­
nung usw. — von den Geschäftsstellen (Informations­
stellen) der Gerichte übernommen werden, andererseits 
kann der Gerichtsvollzieher mit Geschäften des Sekre­
tärs betraut werden, indem ihm z. B. die Durchführung

der Pfändung des Arbeitseinkommens und das Mahn­
verfahren übertragen werden. Die bereits gesammelten 
Erfahrungen rechtfertigen es, nach einer entsprechen­
den Qualifizierung und den notwendigen organisato­
rischen Maßnahmen dem Gerichtsvollzieher diese Auf­
gaben zu übertragen. Gleichzeitig ist es notwendig und 
möglich, die weiterhin erforderlichen Sachpfändungen 
dem Sekretär zu übertragen.
All das kann jedoch nur schrittweise geschehen, und 
es ist deshalb Aufgabe der Direktoren der Bezirks­
gerichte, bei Vorliegen der Voraussetzungen in den je­
weiligen Kreisgerichten die Aufgaben für die Gerichts­
vollzieher und die Sekretäre neu zu bestimmen und zu 
übertragen (§ 7 der VO).

*

Zusammenfassend läßt Sich feststellen, daß mit der Ver­
ordnung zur Vereinfachung des gerichtlichen Verfah­
rens in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen ein 
weiterer Schritt getan wurde, um die Verfahren im 
Interesse der Bürger schneller, einfacher und wirkungs­
voller durchzuführen. Die Verordnung trägt darüber 
hinaus wesentlich dazu bei, die neuen, soziaHstischen 
Prinzipien des gerichtlichen Verfahrens in Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrechtssachen zu festigen und durch­
zusetzen. Gleichzeitig werden die Erfahrungen der Ge­
richte bei der Anwendung der Verordnung für die Aus­
arbeitung eines einheitlichen sozialistischen Verfahrens­
gesetzes von Nutzen sein.

Berichte
Dt. GERHARD SCHREIER, Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Konsultativkonferenz der Minister der Justiz der Mitgliedsländer des RGW
Vom 3. bis 5. Oktober 1972 fand in Budapest eine Kon­
ferenz statt, an der die Justizminister der Volksrepu­
blik Bulgarien, der Tschechischen und der Slowaki­
schen Sozialistischen Republik, der Republik Kuba, der 
Volksrepublik Polen, der Sozialistischen Republik Ru­
mänien, der Ungarischen Volksrepublik, der UdSSR 
und der DDR teilnahmen./l/ Im folgenden sollen einige 
wichtige Gedanken, Auffassungen und Erfahrungen 
wiedergegeben werden, die von einzelnen Konferenz­
teilnehmern dargelegt wurden und die allgemeine Zu­
stimmung fanden.
Ausgehend von der Tatsache, daß mit der zunehmen­
den sozialistischen ökonomischen Integration sich auch 
die Zusammenarbeit auf allen Gebieten des gesell­
schaftlichen Lebens ausweitet/2/ und sich so der sozia­
listische Internationalismus immer mehr ausprägt, sa­
hen die Justizminister in dieser ersten multilateralen 
Beratung den Beginn einer neuen Etappe der inter­
nationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiete der so­
zialistischen Rechtspflege im Rahmen der sozialisti­
schen Staatengemeinschaft. Diese neue Etappe war 
durch die erfolgreiche Entwicklung der Zusammen­
arbeit der Rechtspflegeorgane der sozialistischen Staa­
ten besonders auf der Grundlage und in Durchführung 
der bilateralen Rechtshilfeverträge/3/ in den vergange­
nen mehr als zwei Jahrzehnten möglich und war in 
den letzten Jahren zur Stärkung des sozialistischen 
Weltsystems im Interesse der Erhaltung des Friedens

!V Vgl. die Information über die Konferenz in NJ 1972 S. 686. 
'2/ Vgl. Honecker, Die Jugend der DDK und die Aufgaben 
unserer Zeit, Berlin 1972, S. 21 f.
'S.’ Seit 1949 haben die sozialistischen Staaten untereinander 
mehr als 40 bilaterale internationale Verträge über den Rechts­
verkehr in Zivil-, Familien- und Strafsachen abgeschlossen.

und des weiteren Vormarsches des Sozialismus im 
Weltmaßstab notwendig geworden./4/ Dementsprechend 
wurde auch festgelegt, in regelmäßigen Abständen 
solche Konferenzen durchzuführen. Die nächste, deren 
Ziele und Themen von einer Kommission leitender 
Justizfunktionäre vorbereitet werden, wird in Moskau 
stattflnden. I
Der erste Themenkreis der Budapester Beratung um­
faßte Fragen der Weiterentwicklung des sozialistischen 
Rechts.
Das Hauptreferat, das vom Stellvertreter des Ministers 
der Justiz der Ungarischen Volksrepublik, Dr. S z i 1 - 
b e r e k y ,  gehalten wurde, unterstrich die dialekti­
sche Wechselbeziehung zwischen der politischen, öko­
nomischen und kulturellen Entwicklung der sozialisti­
schen Gesellschaft einerseits und der Entstehung und 
Ausprägung des sozialistischen Rechts mit seiner schüt­
zenden und gestaltenden Funktion andererseits. Ein­
helligkeit bestand darin, daß ohne Stabilität und Über­
sichtlichkeit des sozialistischen Rechts sich das sozia­
listische Rechtsbewußtsein nicht in der erforderlichen 
Breite entwickeln kann und daß den Ministerien der 
Justiz eine besondere Verantwortung für die Gewähr­
leistung dieser wichtigen politischen Aufgabe zukommt.
Miit Interesse verfolgten die Konferenzteilnehmer die 
Ausführungen des Ministers der Justiz der UdSSR, 
T e r e b i l o w ,  und des Ministers der Justiz der Volks­
republik Bulgarien, Frau D a s k a l o w a ,  über die 
Koordinierung des gesamten Gesetzgebungsprozesses in 
ihren Ländern durch das Ministerium der Justiz. Es

Hl Vgl. Breshnew, Das sowjetische Volk zeigt der Mensch­
heit neue Horizonte und neue hohe Ideale, Berlin 1973, S. 39 f.


